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der EU-27 ist der Verkehr der einzige Sektor, in dem ge-
genüber dem Referenzjahr 1990 die Treibhausgasemis-
sionen sogar gestiegen sind (um 25 %), während insge-
samt auf europäischer Ebene bis 2019 eine Reduzierung 
um 24 % realisiert wurde. So wurden allein vom Straßen-
verkehr 2019 ca. 784 Mio. t CO2 durch die Verbrennung 
von Kraftstoff en ausgestoßen. Insgesamt war der Stra-
ßenverkehr für 26 % aller CO2-Emissionen der EU 2018 
verantwortlich. 1990 lag der Anteil noch bei 16 % (Statis-
tisches Bundesamt, 2021).

Die aktuell gültige Mittelfristprognose des Bundesver-
kehrsministeriums erwartet, dass die krisenbedingten 
Rückgänge der Verkehrsleistung 2020 im Personenver-
kehr bis 2024 insgesamt mehr als wettgemacht werden; 
lediglich der Luftverkehr soll dann noch unter dem Vor-
krisenniveau liegen (Intraplan Consult und BAG Luftver-
kehr, 2021). Außerdem hat die Krise gezeigt, wie eng wirt-
schaftliche Entwicklung und Verkehr zusammenhängen; 
so dürfte eine drastische Vermeidungsstrategie für den 
Verkehr über Transportverbote, Quoten und Beschrän-
kungen wahrscheinlich mit beträchtlichen Wohlfahrts-
einbußen verbunden sein (Eisenkopf, 2006) und scheint 
aktuell gesellschaftlich nur schwer durchsetzbar.

Mit einem Einschwenken auf den alten Wachstumspfad 
ist aber umgekehrt ein Überschreiten der gesetzlich nor-
mierten Emissionsziele des Verkehrs absehbar, auch 
wenn bereits zahlreiche verkehrspolitische Weichen-
stellungen in Richtung Emissionsminderung vorgenom-
men wurden. Diese Problematik wird weiter akzentuiert, 
wenn man auf die spezifi schen Treibhausgasemissionen 
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Laut des Pariser Abkommens soll der globale Ausstoß an 
Treibhausgasen so stark reduziert werden, dass die Erwär-
mung des Erdklimas auf maximal 2 °C und bestenfalls auf 
weniger als 1,5 °C gegenüber der vorindustriellen Zeit be-
grenzt werden kann (BMU, 2016). Zur Erreichung dieses Ziels 
sollen auch in Deutschland alle Sektoren der Volkswirtschaft 
ihre Treibhausgasemissionen reduzieren. Bis zur Novelle des 
Klimaschutzgesetzes 2021 war für den Verkehrssektor eine 
Reduzierung um mindestens 40 % bis 2030 gegenüber dem 
Referenzjahr 1990 vorgesehen, bis 2050 um 95 % bis 100 % 
(BMU, 2017). Dieses Ziel entsprach in absoluten Größen ei-
ner Absenkung von 164,3 Mio. t Treib hausgasäquivalenten 
im Basisjahr auf 98,6 Mio. t im Jahr 2030 (Umweltbundes-
amt, 2019a). Mit der Novelle des Klimaschutzgesetzes im 
Nachgang zum Klima-Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
und der Verschärfung der EU-Klimaziele ist nunmehr sogar 
eine Reduzierung auf 85 Mio. t bis 2030 als verbindliche Ziel-
größe gesetzt (Bundesregierung, 2021).

Im Gegensatz zu anderen Wirtschaftsbereichen ist es im 
Verkehrssektor bislang nicht gelungen, eine Trendumkehr 
bei den Emissionen zu erreichen – mit 163,0 Mio. t war der 
Ausstoß 2019 fast genauso hoch wie 1990. Der Verkehrs-
sektor konterkariert damit die Klimaschutzanstrengungen 
der anderen Sektoren. Während sein Anteil an den Emis-
sionen im Basisjahr 1990 noch bei rund 13 % lag, ist er bis 
2019 auf gut 20 % gestiegen (BMU, 2020). Lediglich infol-
ge der massiv verkehrsdämpfend wirkenden politischen 
Maßnahmen im Zuge der Coronapandemie konnte der 
im Klimaschutzgesetz für 2020 festgelegte Zielwert von 
150 Mio. t CO2-Emissionen für den Verkehrssektor unter-
schritten werden (BMU, 2021).

Hinsichtlich der klimapolitischen Brisanz des Verkehrs-
sektors steht Deutschland in Europa nicht allein da. In 
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Zukunft der Mobilität“ (NPM) im Auftrag der Bundesregie-
rung detaillierte Szenarien zur Erreichung der Klimaziele für 
den Verkehr in Deutschland durchgerechnet (NPM, 2019). 
Die diskutierten Maßnahmen umfassen regulatorische und 
preispolitische Eingriff e wie z. B. Pkw-Flottengrenzwerte, 
Subventionen und Quoten für Elektrofahrzeuge, Preisauf-
schläge für fossile Kraftstoff e und diverse Fördermaßnah-
men für die Verkehrsmittel des Umweltverbunds.

Eine prominente Rolle in den verkehrs- und klimapolitischen 
Strategien nimmt stets die Verlagerung von Verkehren auf 
Verkehrsmittel des Umweltverbunds ein, insbesondere auf 
die Schiene. So war es beispielsweise ein erklärtes Ziel der 
letzten Bundesregierung, die Zahl der Passagiere im Schie-
nenpersonenverkehr bis 2030 zu verdoppeln (CDU, CSU und 
SPD, 2018). Im aktuellen Koalitionsvertrag wird für 2030 sogar 
eine Verdopplung der Verkehrsleistung des Schienenperso-
nenverkehrs und ein Marktanteil des Schienengüterverkehrs 
von 25 % gefordert (o. V., 2021). Ähnliche Ziele verfolgt auch 
die EU-Kommission, die im Dezember 2021 einen Aktions-
plan für den transeuropäischen Bahnverkehr vorgestellt hat. 
Die Zahl der Fahrgäste in Hochgeschwindigkeitszügen soll 
bis 2030 verdoppelt und bis 2050 verdreifacht werden (Ger-
manwatch, 2021). Angesichts der angesprochenen massiven 
Unterschiede der spezifi schen CO2-Emissionen – zumindest 
in der Partialbetrachtung – sollte eine solche Erhöhung des 
Marktanteils der Schiene im Personen- und Güterverkehr ei-
nen wichtigen Hebel zur Emissionsminderung des Verkehrs-
sektors darstellen. Im Sinne dieses kleinteiligen regulatori-
schen Politikansatzes wären also verschiedene Maßnahmen 
zu evaluieren, um den aktuell sehr niedrigen Marktanteil des 
Schienenverkehrs deutlich zu heben.

Modal Shift zur Schiene – ein langer und steiniger Weg

Tatsächlich wies die Schiene im Personenverkehr in der 
vergangenen Dekade einen Marktanteil zwischen 7,5 % 
und 8,6 % der Verkehrsleistung auf; theoretisch würde 
sich hier ein erhebliches Verlagerungspotenzial eröff nen, 
auch wenn zunächst einmal der Einbruch auf 6,3 % im 
Jahr 2020 ausgeglichen werden müsste. Eine angekün-
digte Verdopplung des Niveaus vor der Coronapandemie 
wäre aber angesichts der Entwicklung der vergangenen 
40 Jahre nichts anderes als eine säkulare Trendwende. 
Ähnliches gilt für den Modal Shift im Schienengüterver-
kehr. Hier haben sich die Marktanteile der Schiene zwar 
in den vergangenen 15 Jahren von gut 16 % auf 19 % er-
holt; eine Steigerung auf 25 % in weniger als zehn Jah-
ren dürfte allerdings eine geradezu herkulische Kraftan-
strengung bedeuten, zumal die Entwicklung wichtiger 
Zielmärkte wie Kohle, Stahl und andere Grundstoff e eher 
Schrumpfungstendenzen zeigt (BMVI, 2021a). In jedem 
Fall dürften zahlreiche mehr oder weniger umfangreiche 
und wirkungsvolle Maßnahmen erforderlich sein, um die 

der verschiedenen Verkehrsangebote schaut. Zwar sin-
ken z. B. die fahrzeugspezifi schen Emissionen des Pkw-
Verkehrs seit langem (Umweltbundesamt, 2020), doch 
liegen sie nach wie vor deutlich über denen des Schie-
nenverkehrs. Auf Basis der Zahlen des Umweltbundes-
amtes sind Emissionen des Pkw-Verkehrs 2019 mit 143 g 
je Personenkilometer fast fünfmal so hoch wie die des 
Schienenfernverkehrs;1 der Luftverkehr zeigt sogar die 
siebenfachen spezifi schen Emissionen. Eine ähnliche 
Relation gilt auch zwischen dem Lkw-Transport und dem 
Güterverkehr auf der Schiene (Allianz pro Schiene, 2019).

Verkehrspolitische Strategien für mehr Klimaschutz

Angesichts der im Klimaschutzgesetz von 2021 für 2045 
verbindlich vorgesehenen Klimaneutralität und der für die 
nächsten Jahre fi xierten Emissionshöchstgrenzen des 
Verkehrssektors stellt sich die Frage nach geeigneten 
(verkehrspolitischen) Maßnahmen zur Herbeiführung ei-
ner Trendwende. Hierbei wäre aus wirtschaftspolitischer 
Sicht selbstverständlich primär an die Einbeziehung des 
Verkehrssektors in das allgemeine europäische Emissi-
onshandelssystem für Treibhausgase EU-ETS zu denken. 
Aufgrund seiner Eff ektivität hinsichtlich der Zielerreichung 
und seiner Allokationseffi  zienz sollte der Emissionshandel 
auch für den Verkehr als Leitinstrument der Klimapolitik 
etabliert werden, obwohl dies aufgrund von Pfadabhän-
gigkeiten nicht ad hoc realisierbar ist (ausführlich: Eisen-
kopf und Knorr, 2021). Leider wird die Rolle des EU-ETS als 
„Goldstandard“ für die europäische Klimapolitik aber von 
verschiedenen Seiten infrage gestellt. Im Fokus der Politik 
stehen klassische sektorbezogene Lösungsansätze für die 
Reduzierung von verkehrsbedingten Emissionen, die auf 
die generelle Vermeidung von Verkehr, die Verlagerung von 
Verkehren auf vergleichsweise klimafreundliche Verkehrs-
träger bzw. Verkehrsmittel und technologische Innovatio-
nen zur Reduzierung der spezifi schen Emissionen abstellen 
(Umweltbundesamt, 2019b). Hierfür werden verschiedene 
ordnungsrechtliche und preispolitische Maßnahmen ein-
schließlich umfangreicher Subventionsstrategien diskutiert, 
propagiert und umgesetzt, auch wenn diese wohlfahrts-
ökonomisch einer Internalisierung über den Emissionshan-
del klar unterlegen sind und eher den Charakter klimaplan-
wirtschaftlicher Eingriff e haben (Eisenkopf und Knorr, 2021).

Derartige Strategien und Ansätze zur Emissionsminde-
rung fi nden sich z. B. im Klimaschutzprogramm der letzten 
Bundesregierung von September 2019 (Bundesregierung, 
2019). Außerdem wurden von der „Nationalen Plattform 

1 Der Ausweis für den Schienenfernverkehr erfolgt auf der Basis des 
durchschnittlichen Strommixes in Deutschland und nicht unter der 
Annahme der Werbeaussage der DB Fernverkehr, ausschließlich mit 
Strom aus erneuerbaren Energien zu fahren.
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Analyse ausgewählter Verlagerungsansätze

Nachfolgend kann daher nur eine relativ globale Analyse 
der Verlagerungsoptionen bzw. der hierzu erforderlichen 
Maßnahmen erfolgen. Dabei stehen insbesondere die Um-
setzbarkeit bzw. auch die Frage realistischer Emissionsmin-
derungen im Vordergrund. Es bietet sich an, auf eine kom-
primierte Darstellung eines eisenbahnzentrierten Verkehrs-
wendeszenarios abzustellen, wie es etwa als „Railmap 
2030“ von der Unternehmensberatung KCW für die Agora 
Verkehrswende erarbeitet wurde (Agora Verkehrswende 
und KCW, 2019). Dort wird auf wesentliche Elemente einer 
Verlagerungspolitik hin zur Schiene fokussiert:

• Schrittweise Einführung des Deutschlandtakts;
• Ausbau der Infrastruktur zur Umsetzung des Deutsch-

landtakts;
• Senkung der Infrastrukturkosten auf die direkten Kos-

ten der Benutzung (Grenzkosten);
• Attraktivitätssteigerung durch Digitalisierung;
• Innovationsimpulse für den Schienengüterverkehr.

Das Mantra des Deutschlandtakts

Nicht nur in den zitierten Analysen der NPM und der 
Railmap der Agora Verkehrswende, sondern auch in (fast) 
allen verkehrspolitischen Positionspapieren wird seit ge-
raumer Zeit das Hohelied des Deutschlandtakts gesun-
gen. Dies gilt nicht zuletzt auch für den Koalitionsvertrag 
der seit Dezember 2021 amtierenden Bundesregierung: 

„Wir werden den Masterplan Schienenverkehr weiterent-
wickeln und zügiger umsetzen, den Schienengüterverkehr 
bis 2030 auf 25 Prozent steigern und die Verkehrsleistung 
im Personenverkehr verdoppeln. Den Zielfahrplan eines 
Deutschlandtakts und die Infrastrukturkapazität werden 
wir auf diese Ziele ausrichten. Sofern haushalteerisch [sic!] 
machbar, soll die Nutzung der Schiene günstiger werden, 
um die Wettbewerbsfähigkeit der Bahnen zu stärken. Wir 
werden mehr Oberzentren an den Fernverkehr anbinden. 
Wir werden die Umsetzung eines Deutschlandtakts infra-
strukturell, fi nanziell, organisatorisch, eisenbahnrechtlich 
und europarechtskonform absichern“ (SPD et al., 2021, 49).

Hinter der Idee des Deutschlandtakts steht ein Set komple-
xer Strategien und Maßnahmenpakete, um perspektivisch 
die Attraktivität des Schienenverkehrs zu steigern. Mit einem 
über das gesamte Netz abgestimmten Taktangebot sollen 
Reiseketten schneller, einfacher und zuverlässiger absolviert 
werden können, da sich die Züge regelmäßig in sogenannten 
Knoten treff en und dort kurze Umsteigezeiten sicherstellen. 
Ergänzend soll die hohe Vertaktung des Gesamtsystems 
mit verlässlichen Taktzeiten die Möglichkeit bieten, ebenfalls 
vertaktete Systemtrassen für den Güterverkehr zu schaff en 

Rolle des Schienenverkehrs zu stärken, die Marktanteile 
des Schienenverkehrs zulasten von Straße und Luft zu 
erhöhen und hierdurch die Gesamtemissionen des Ver-
kehrssektors ohne dirigistische und wohlfahrtsmindernde 
Einschränkungen der Verkehrsleistung zu reduzieren.

Im Rahmen ihres Abschlussberichts hat die NPM (2021) 
noch einmal Handlungsoptionen für den Verkehrssektor 
konsolidiert. Da der Straßenverkehr für 95 % der Emissi-
onen verantwortlich ist, liegt nach ihrer Einschätzung der 
stärkste Hebel im Umstieg von fossilen auf erneuerba-
re Energien, d. h. einer Antriebswende. Die zentrale Bot-
schaft ist, dass bis 2030 bis zu 14 Mio. Elektrofahrzeuge 
in Deutschland unterwegs sein müssen. Die NPM betont 
aber, dass es zur Bewältigung des Wandels durchaus ei-
nen Technologiemix braucht, bei dem verschiedene An-
triebsarten entsprechend der jeweilig besten Nutzungs-
bedingungen eingesetzt werden. Für den Pkw sieht sie 
die größten CO2-Einsparungen beim batterieelektrischen 
Antrieb, während sich für schwere Nutzfahrzeuge aktuell 
noch keine Priorisierung abzeichne. Allerdings ist im Klima-
schutzprogramm 2030 als Randbedingung hinterlegt, dass 
2030 ein Drittel der Fahrleistung des schweren Güterver-
kehrs elektrisch oder auf Basis strombasierter Kraftstoff e 
realisiert werden wird (Bundesregierung, 2019). Insgesamt 
wird so für den Straßenverkehr (Personen und Güter) ein 
Einsparpotenzial von 33 Mio. bis 45 Mio. t CO2 erwartet.

Dagegen nehmen sich die Erwartungen an die Eff ekte aus 
der weiteren Elektrifi zierung des Schienenverkehrs bzw. 
der Verkehrsverlagerung eher bescheiden aus. Zwei um-
fassende und mit zahlreichen Vorhaben hinterlegte Maß-
nahmenpakete lassen nach Einschätzung der NPM (ledig-
lich) ein Einsparvolumen von 6,5 Mio. t CO2-Äqivalenten 
erwarten. Bei den bewerteten Maßnahmen geht es um 
die Schaff ung erheblicher zusätzlicher Kapazitäten, um 
die zu verlagernden Verkehrsmengen aufzunehmen, um 
Maßnahmen zur Effi  zienzsteigerung – auch und beson-
ders durch konsequente Digitalisierung – sowie verschie-
dene Parameter zur Attraktivitätssteigerung. Zu erwäh-
nen ist beispielhaft eine beschleunigte Umsetzung des 
Deutschlandtakts und des Programms Digitale Schiene, 
die Trassenpreis- und Einzelwagenverkehrsförderung, 
und der Ausbau des 740m-Netzes für den Güterverkehr. 
Zur Verlagerung beitragen sollen auch steuerliche Ent-
lastungsmaßnahmen, die Einführung eines CO2-Preises 
und die Erhöhung der Regionalisierungsmittel. Bedauer-
licherweise werden im Abschlussbericht der Kommission 
die konkreten Minderungsbeiträge einzelner Maßnahmen 
nicht nachgewiesen; noch wichtiger ist allerdings, dass 
kein Preisschild angeklebt wird, d. h. die volkswirtschaft-
lichen Kosten dieser Maßnahmen außen vor bleiben und 
somit keine Betrachtung der relevanten CO2-Vermei-
dungskosten stattfi nden kann.
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einer Fernverkehrsstrecke. Man muss das Angebot dann 
verdichten, wenn die Menschen fahren wollen“ (Koe-
nen, 2021). Das Umsteigen sei ja eigentlich das, was die 
Menschen davon abhalte, Zug zu fahren. Zudem werden 
Probleme infolge der Fokussierung von Infrastrukturpla-
nung und -nutzung auf den Personenverkehr befürchtet: 
So würden die strukturellen Nachteile der Schiene beim 
Transport von Nichtmassengütern tendenziell noch ver-
schärft (Delhaes, 2021). Zu bedenken ist auch, dass mit 
der Realisierung des Deutschlandtakts eine neue Markt-
ordnung im Schienenpersonenfernverkehr erforderlich 
wird, deren Marktdesign und Umsetzung erhebliche Fall-
stricke nach sich ziehen könnte (Kühling und Greer, 2022).

Herausforderungen des Infrastrukturausbaus

Ohne den dazugehörigen Infrastrukturausbau bleibt der 
Deutschlandtakt eine Chimäre und wird keinen relevan-
ten Beitrag zum Modal Shift generieren. So erfordert der 
„Zielfahrplan 2030“, der Grundlage der Planungen ist, 
eine Fülle zusätzlicher Infrastrukturmaßnahmen, die bis-
her nicht im Bundesverkehrswegeplan enthalten waren 
und erst kürzlich in den „vordringlichen Bedarf“ gerückt 
sind (BMVI, 2021b). Damit kann jetzt die Planung vorbe-
reitet werden(!). Aktuelle Erfahrungen mit Bauprojekten 
wie dem Flughafen Berlin-Brandenburg und Stuttgart 21 
legen zudem nahe, dass optimistische Planungs-, Ge-
nehmigungs- und Realisierungsszenarien für die erfor-
derlichen (Groß-)Projekte eher unangebracht sind. Alles 
in allem ist daher mit Realisierungszeiträumen nach 2040 
zu rechnen, was hinsichtlich der bereits kurzfristig ange-
strebten anspruchsvollen Dekarbonisierungsziele proble-
matisch ist (o. V., 2020).

Hinzuweisen ist auch darauf, dass der Aufwuchs von 
Investitionen in Infrastruktur und Fahrzeuge zur Verla-
gerung der Verkehre von der Straße auf die Schiene zu-
nächst einmal zu einer Steigerung der Treibhausgasemis-
sionen führen wird. Eine Schätzung der Klimawirkungen 
der Verkehrsverlagerung bleibt unvollständig und fehler-
haft, wenn sie sich auf eine Betrachtung der verwende-
ten Antriebsenergien bzw. Fahrzeuge beschränkt; es hat 
vielmehr eine ganzheitliche Betrachtung des Verkehrs-
systems einschließlich aller notwendigen Infrastruktur-
komponenten und deren CO2-Bilanz zu erfolgen. Dabei 
spielt die Auslastung neuer CO2-intensiver Infrastrukturen 
eine wichtige Rolle. Folgt man dieser Perspektive, stellt 
sich das Verkehrssystem Schiene als deutlich weniger 
klimafreundlich dar. Um relevante Verkehrsaktivitäten auf 
die Schiene zu verlagern, wäre ein umfassender Infra-
strukturausbau erforderlich, dessen erhebliche Emissio-
nen (Stahl, Beton/Zement und Kupfer) einfach in andere 
Sektoren transferiert werden und zudem sofort anfallen 
(Friedrich Naumann Stiftung, 2021).

und somit mehr Kapazität für den SGV bereitzustellen. Die 
Planung des Deutschlandtakts erfolgt dabei nach dem Prin-
zip des integralen Taktfahrplans (BMVI, 2017).

Daraus resultieren erhebliche Bedarfe für den Ausbau bzw. 
Neubau von Infrastruktur, die im Idealfall auf Basis des Ziel-
fahrplans passgenau geplant und somit effi  zient umgesetzt 
werden können. Damit wird der Zielfahrplan des Deutsch-
landtakts zur Planungsgrundlage für den bedarfsgerech-
ten Ausbau sowie die optimale Nutzung der Schienen-
infrastruktur (BMVI, 2020). Wichtige Elemente des Konzepts 
des Deutschlandtakts sind neben der Entwicklung der Infra-
struktur im Hinblick auf defi nierte Zielfahrpläne eine deutli-
che Angebotsausweitung im Fernverkehr (schneller, öfter, 
überall) sowie die Anbindung zusätzlicher Städte und Regio-
nen über nachgeordnete Netze, während das Kernnetz in ei-
nem Halbstundentakt betrieben werden soll (BMVI, 2021b).

Grundsätzlich leuchtet ein, dass Angebotsverbesserungen 
des Schienenpersonenverkehrs im Zuge einer Vertaktung 
die Attraktivität des Verkehrsmittels Schiene steigern und 
damit sowohl zusätzlich Nachfrage von bereits schienenaffi  -
nen Kund:innen attrahieren als auch Pkw- und Flugreisende 
zum Umsteigen bewegen können. Dies zeigt auch der Blick 
z. B. in die Schweiz, die ihren Schienenverkehr bereits seit 
längerem nach dem Prinzip des integralen Taktfahrplans 
betreibt. Der Umfang möglicher Verlagerungseff ekte muss 
allerdings spekulativ bleiben. Eigene Simulationsstudien ha-
ben den Versuch einer Quantifi zierung der Angebotsverbes-
serungen des Deutschlandtakts gemacht und die aus einem 
solchen Takt resultierenden Marktanteilsgewinne der Schie-
ne im Personenfernverkehr auf rund 3 Prozentpunkte ge-
schätzt (Burgdorf und Eisenkopf, 2021). Tatsächlich unter-
liegen diese Eff ekte allerdings erheblichen Unwägbarkeiten, 
nicht zuletzt wegen der sehr langen Realisierungsdauer der 
relevanten Infrastrukturprojekte. Da die Politik zuweilen den 
Eindruck erweckt, der Deutschlandtakt sei ein kurzfristig 
relevantes Konzept zum Wachstum des Schienenverkehrs 
in den nächsten Jahren und das Verständnis von dem, was 
den Deutschlandtakt ausmacht, durchaus unterschiedlich 
ausgeprägt ist, könnte man hier auch von einem „Wiesel-
wort“ im Hayek‘schen Sinne sprechen.

In jedem Fall dürfte es mit den erforderlichen Ausbaumaß-
nahmen mindestens bis 2040 dauern, um das angestreb-
te Zielszenario zu verwirklichen. Bis ein Deutschlandtakt 
Menschen und Güter in relevanten Größenordnungen auf 
die Bahn lockt, ist die klimapolitische Schlacht also längst 
geschlagen. Außerdem wird in der verkehrspolitischen 
Diskussion durchaus Kritik an diesem Konzept geübt. 
So lässt sich André Schwämmlein, CEO von Flixmobility, 
des größten Deutsche-Bahn-Wettbewerbers im Schie-
nenpersonenfernverkehr, zitieren: „Kein Mensch braucht 
während des ganzen Tages einen 20-Minuten-Takt auf 
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vormaligen Berechnung für 1997 (Link et al., 2009). Er dürf-
te in der Zwischenzeit weiter abgesunken sein.

Jenseits dieser ordnungspolitischen Bedenken gibt es 
aber durchaus Indizien für Marktanteilsgewinne der Schie-
ne bei Trassenpreissenkungen, zumindest im Personen-
fernverkehr. Eigene Simulationsstudien haben gezeigt, 
dass eine Absenkung der Infrastrukturkosten auf das Ni-
veau der direkten Betriebskosten den Marktanteil (Modal 
Share) des Schienenpersonenfernverkehrs um 1 Prozent-
punkt steigern kann; die Verkehrsleistung erhöht sich da-
bei um 12,5 % gegenüber dem Referenzfall (Burgdorf et 
al., 2019). Tatsächlich wurden die Trassenpreise für den 
Schienengüterverkehr aber bereits seit 2018 nahezu „hal-
biert“ und im Zuge der Verwerfung durch Corona ab 2020 
bis Ende 2021 temporär um rund 98 % abgesenkt. Letzte-
res galt auch für den Personenfernverkehr, der allerdings 
seit Januar 2022 wieder höhere Beträge zahlen soll.

Digitalisierung und Effi  zienz

Bei unvoreingenommener Betrachtung erscheint eine Ef-
fi zienzsteigerung des Bahnsystems als Conditio sine qua 
non für einen modernen Schienenverkehr und damit für 
eine Steigerung der Marktanteile der Schiene bzw. eine 
Verlagerung von der Straße auf die Schiene. Hierbei spielt 
das Thema Digitalisierung eine bedeutende Rolle. In Be-
zug auf die Digitalisierung sind Maßnahmen mit direkten 
Auswirkungen auf das Nutzerverhalten, insbesondere im 
Personenverkehr (Vertrieb, Information, Serviceangebote) 
und Vorhaben in den eigentlich betrieblichen Bereichen 
(Infrastruktur, Fahrzeuge, Instandhaltung und Fahrbetrieb) 
angesprochen (Agora Verkehrswende und KCW, 2019). 
Hierbei handelt es sich primär um unternehmerische Auf-
gaben der Bahnen, die von der Verkehrspolitik nur fl ankie-
rend begleitet werden können. Dazu gehören auch fi nan-
zielle Unterstützungsmaßnahmen für die Einführung und 
den Markhochlauf neuer Technologien; zentrale Aufgabe 
der Politik bleibt allerdings die Sicherstellung wettbewerb-
licher Rahmenbedingungen, um Marktorientierung, Eigen-
initiative und Innovationsfähigkeit der Schienenverkehrs-
unternehmen zu steigern. Schutzzäune, um das System 
vor schädlichem intermodalem Wettbewerb abzugrenzen, 
scheinen vor diesem Hintergrund problematisch. Daher 
ist auch die Forderung nach einer vollständigen Internali-
sierung der externen Kosten des Straßenverkehrs (Agora 
Verkehrswende und KCW, 2019) kritisch zu hinterfragen. 
Eigene Simulationsstudien haben z. B. gezeigt, dass fi nan-
zielle Zusatzlasten für konkurrierende Verkehrsträger etwa 
in Form einer CO2-Abgabe der Bahn deutlich weniger hel-
fen als Trassenpreissenkungen und die Einführung eines 
Deutschlandtakts (Burgdorf und Eisenkopf, 2021). Zudem 
wären die Berechnungsgrundlagen der externen Kosten 
und die Höhe der ungedeckten Infrastrukturkosten im Sinn 

Nur nachrichtlich sei auf den erheblichen (ungedeckten) 
Finanzierungsbedarf für Aus- und Neubau hingewiesen 
(Böttger, 2020), von der desolaten wirtschaftlichen Situa-
tion des Akteurs Deutsche Bahn einmal ganz abgesehen. 
Zu den drängenden Problemen gehört neben der eigentli-
chen Bereitstellung der Finanzmittel auch eine fundamen-
tale Neuordnung der institutionellen Rahmenbedingungen 
der Finanzierung. So wurde laut aktuellen Haushaltsan-
sätzen 2021 von 12,3 Mrd. Euro Gesamtmitteln für Schie-
nenwege nur 1,56 Mrd. Euro als Baukostenzuschüsse für 
Investitionen des Bedarfsplans Schiene veranschlagt, 
aber 5,3 Mrd. Euro als Infrastrukturbeitrag zur Erhaltung 
der Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes (Wissen-
schaftliche Dienste Deutscher Bundestag, 2021). Letzteres 
steht im Kontext der auf eine Gesamtsumme von 86 Mrd. 
Euro (für 10 Jahre) deutlich aufgestockten Beträge für die 
Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LufV III), mit 
der die systemischen Schwächen der Infrastrukturfi nan-
zierung über Baukostenzuschüsse (verlorene Zuschüsse) 
kaschiert werden. Da vom System Bahn weder Zinsen 
noch Abschreibungen für die in Höhe der kumulierten Bau-
kostenzuschüsse (Shadow Asset Value) verdient werden, 
kommt es im Zeitablauf zu einem steigenden Finanzie-
rungsbedarf für Erhaltungs- und Ersatzmaßnahmen. Die 
Bahn fährt systematisch auf Verschleiß, der durch neue 
Investitionsmittel des Bundes ausgeglichen werden muss.

Absenkung der Trassenpreise

Vor diesem Hintergrund erscheinen Forderungen nach 
einer weiteren Absenkung der Trassenpreise für die Nut-
zung der Schieneninfrastruktur ordnungspolitisch prob-
lematisch. Regelmäßig wird dem Straßengüterverkehr in 
der verkehrspolitischen Diskussion vorgeworfen, er zahle 
nur auf Autobahnen und Bundesstraßen Maut (und auch 
nur für Fahrzeuge über 7,5 t), während der Schienenver-
kehr für jeden Trassenkilometer Schienenmaut abführen 
müsse. Ein solcher Vorwurf ist allerdings vollkommen un-
berechtigt. So wird die zu zahlende Lkw-Maut nach dem 
Vollkostenprinzip erhoben und umfasst sogar in erhebli-
chem Maße kalkulatorische Zinsen. Außerdem sind von al-
len Verkehrsteilnehmenden, die mit Verbrennungsmotoren 
unterwegs sind, Mineralöl- und bei inländischen Fahrzeu-
gen auch Kfz-Steuern zu zahlen.

In der Vergangenheit wurden zur Analyse dieser Wettbe-
werbsbedingungen regelmäßig vergleichende Wegekos-
tenanalysen vorgenommen. Bedauerlicherweise bezieht 
sich die letzte vorliegende Rechnung unter Einbeziehung 
der Bahn auf 2007. Für dieses Jahr wurde eine Wegekosten-
deckungsgrad von insgesamt 47 % ermittelt. Für den Güter-
verkehr lag dieser nur bei 11 % und für den Personenfern-
verkehr bei 56 %. Insbesondere im Personenfernverkehr lag 
der Wegekostendeckungsgrad deutlich niedriger als in der 
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Traum von der Verkehrs- und Klimawende mit der Bahn

Auch bei grenzenlosem Optimismus steht der schöne Traum 
von einer Verkehrswende mit einer maroden Systempartne-
rin Deutsche Bahn, die den Schienenverkehr nicht nur als 
Infrastrukturanbieterin nach wie vor dominiert, schon länger 
in den Sternen. Durch die Coronakrise wurden dort zusätz-
lich ökonomische Zeitbomben (massive Kundenverluste im 
Güterverkehr, zerbröselnde Infrastruktur, Stuttgart 21, Arriva 
und andere chronisch defi zitäre Beteiligungen) scharfge-
schaltet. Aktuell reden wir von einem Schuldenstand von 
über 30 Mrd. Euro – man beachte dabei, dass die Deutsche 
Bahn beim Start 1994 um 67 Mrd. DM entschuldet wurde 
und damit praktisch schuldenfrei war. Nach den Milliarden-
verlusten der vergangenen Jahre ist das Unternehmen mitt-
lerweile fi nanziell ausgeblutet. Die Eigenkapitalquote konnte 
nur durch hohe Einlagen des Bundes auf niedrigem Niveau 
stabilisiert werden. Die Erreichung der Verlagerungsziele 
von der Straße bzw. dem Luftverkehr auf die Schiene bis 
2030 ist daher mit großen Fragezeichen zu versehen. Zu-
dem würde selbst eine perspektivische Zielerreichung nur 
überschaubare CO2-Einsparungen generieren, wobei mög-
liche konterkarierende Eff ekte des Infrastrukturausbaus auf 
die CO2-Emissionen noch überhaupt nicht berücksichtigt 
sind. Bezieht man die erforderlichen Subventionstatbestän-
de aus öff entlichen Mitteln in die Betrachtung ein, sollten 
sich prohibitiv hohe CO2-Vermeidungskosten ergeben.

Trotz dieser voraussichtlichen Limitierungen einer Ver-
lagerungspolitik steht die Notwendigkeit der Steigerung 
von Effi  zienz und Angebotsqualität des Schienenverkehrs 
in Deutschland und Europa außer Frage; hierzu sollten al-
lerdings keine Schutzzäune um die Eisenbahn errichtet 
werden, sondern mutige Schritte in Richtung von Innova-
tion und Marktorientierung gegangen werden; dazu gehört 
insbesondere auch die Stärkung des Wettbewerbs auf den 
relevanten Schienenverkehrsmärkten. Schwerpunkt einer 
politisch angestrebten Defossilisierung des Verkehrssek-
tors muss zwangsläufi g der Straßenverkehr sein; hier sollte 
sich die Politik allerdings stärker auf geeignete Instrumente 
wie den Einsatz des Emissionshandels auch für den Ver-
kehrssektor fokussieren, statt mit kleinteiligen und planwirt-
schaftlich anmutenden Regulierungen Effi  zienzpotenziale 
zu verschenken und die Zielerreichung infrage zu stellen.
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Title: Mobility on the Climate Test Bench: Rail Transport
Abstract: Since the transport sector has been violating climate policy targets for some time, suitable transport policy measures are 
necessary to change this. A greater use of the railways always plays a prominent role in policy strategies. However, achieving the goals 
for modal shift formulated in the coalition agreement of the new German government by 2030 is questionable. Despite the foreseeable 
limitations of a modal shift policy, a market-oriented increase in the effi  ciency and service quality of rail transport is impossible. The 
focus of climate policy eff orts, therefore, should be on road transport where the establishment of emissions trading could overcome 
small-scale and counterproductive regulations.


